
 
 

Die Zentralschweiz profi�ert von der Verwaltungsbremse 
Die Industrie- und Handelskammer Zentralschweiz IHZ unterstützt die Verwaltungsbremse-Ini�a�ve. 
Die Zentralschweiz profi�ert von einem Begrenzungsmechanismus der Bundesverwaltung. Die wich-
�gsten Argumente sind im folgenden dargelegt. Unterschreiben Sie die Ini�a�ve noch heute. 

Weshalb die Verwaltungsbremse für Unternehmen wich�g ist 
Die regulatorische und administra�ve Belastung für Unternehmen ste�g. Die Verwaltungsbremse 
setzt dort an, wo eine Ursache dieser Entwicklung liegt: beim anhaltenden Wachstum der Bundesver-
waltung und der damit verbundenen Ausweitung von Regulierung und Bürokra�e.  

Weniger Bürokra�e stärkt die Wetbewerbsfähigkeit 
Heute müssen Schweizer Unternehmen auf Bundesebene mehr als 36'000 regulatorische Verpflich-
tungen erfüllen. Das sind rund 12'000 mehr als noch vor zwanzig Jahren. Dieser zusätzliche Aufwand 
bindet Zeit, Personal und finanzielle Ressourcen. Diese fehlen den Unternehmen für Innova�onen 
und Inves��onen. Die Verwaltungsbremse scha� Anreize, bestehende Regulierungen kri�sch zu 
überprüfen, Verfahren zu vereinfachen und administra�ve Belastungen abzubauen.  

Ein effizienterer und digitalerer Staat 
Andere Länder zeigen, dass Verwaltungsprozesse schlanker ausgestaltet werden können. Die Verwal-
tungsbremse fördert eine stärkere Digitalisierung und Effizienzorien�erung der Behörden und setzt 
Anreize, Aufgaben mit bestehenden Ressourcen besser zu erfüllen. 

Entlastung beim Fachkrä�emangel 
Bundesverwaltung und Privatwirtscha� konkurrieren um dieselben qualifizierten Fachkrä�e. Gleich-
zei�g verdienen Bundesangestellte im Schnit rund 12 % mehr als vergleichbare Beschä�igte in der 
Privatwirtscha�. Das überdurchschnitliche Wachstum der Verwaltung verschär� diesen Wetbewerb 
immer mehr. Die Verwaltungsbremse trägt dazu bei, das Wachstum der Personalausgaben auf ein 
nachhal�ges Niveau zurückzuführen und den Fachkrä�emarkt langfris�g zu entlastet.  

Stärkung des Wirtscha�sstandorts Schweiz 
Die Verwaltungsbremse verfolgt keinen Personalabbau, sondern eine verantwortungsvolle Steuerung 
des Verwaltungswachstums. Sie orien�ert sich am bewährten Prinzip der Schuldenbremse und soll 
dazu beitragen, dass der Staat effizient, handlungsfähig und auf seine Kernaufgaben fokussiert bleibt. 
Davon profi�eren Unternehmen, Mitarbeitende und der Wirtscha�sstandort Schweiz insgesamt. 

Wie genau funk�oniert die Verwaltungsbremse? 

Die Verwaltungsbremse koppelt die Personalausgaben der Bundesverwaltung an die Lohnentwicklung 
der Bevölkerung. Das bedeutet: Die Personalausgaben der Bundesverwaltung dürfen kün�ig prozen-
tual nicht stärker ansteigen als der Schweizer Medianlohn. Damit könnte der Bund etwa die Löhne 
der Bundesverwaltung nur noch parallel zum Medianlohn wachsen lassen und zugleich das unge-
bremste Stellenwachstum au�alten. 

Ebenso könnte er die übermässigen Verwaltungslöhne (ca. 12 % mehr als in der Privatwirtscha�) auf 
Bundesebene von einer jährlichen Lohnerhöhung gemäss Medianlohnwachstum ausnehmen und die 
frei werdenden Mitel innerhalb der Vorgaben der Verwaltungsbremse für Stellenwachstum einset-
zen. Wie der Bund seine finanziellen Ressourcen verwendet, bleibt ihm weiterhin frei-gestellt. Klar ist: 
Dem ungebremsten Verwaltungswachstum setzt die Verwaltungsbremse wirk-same Grenzen. 

 


